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(Nr. 2761.) Gesetz über die privaten Versicherungsunternehmungen. Vom 12. Mai 1901.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von Preußen etc.

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt:

I. Einleitende Vorschriften.

§. 1.

Unternehmungen, welche den Betrieb von Versicherungsgeschäften zum Gegenstande haben,
unterliegen, vorbehaltlich der in den §. 117 gegebenen Vorschriften, der Beaufsichtigung nach
Maßgabe dieses Gesetzes.
Als Unternehmungen im Sinne dieses Gesetzes sind auch solche Personenvereinigungen
anzusehen, die ihren Mitgliedern Unterstützung gewähren, ohne ihnen einen Rechtsanspruch
darauf einzuräumen.

§. 2.

Die Beaufsichtigung der Unternehmungen wird, sofern ihr Geschäftsbetrieb durch die Satzung
oder die sonstigen Geschäftsunterlagen auf das Gebiet eines Bundesstaats beschränkt ist,
durch Landesbehörden, anderenfalls durch die hierzu bestellte Reichsbehörde ausgeübt.

§. 3.

Die Beaufsichtigung von Unternehmungen, deren Geschäftsbetrieb auf das Gebiet eines
Bundesstaats beschränkt ist, kann auf Antrag dieses Bundesstaats mit Zustimmung des
Bundesraths durch Kaiserliche Verordnung der Reichsbehörde übertragen werden.
Im Einvernehmen mit den betheiligten Landesregierungen kann der Reichskanzler bestimmen,
daß Unternehmungen, deren Geschäftsbetrieb sich zwar über das Gebiet eines Bundesstaats
hinaus erstreckt, aber sachlich, örtlich oder hinsichtlich des Personenkreises eng begrenzt ist,
durch die Landesbehörde desjenigen Bundesstaats beaufsichtigt werden, in dessen Gebiete sie
ihren Sitz haben.
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II. Zulassung zum Geschäftsbetriebe.
§. 4.

Versicherungsunternehmungen bedürfen zum Geschäftsbetriebe der Erlaubniß der
Aufsichtsbehörde.
Mit dem Antrag auf Ertheilung der Erlaubniß ist der Geschäftsplan einzureichen, welcher den
Zweck und die Einrichtung des Unternehmens, das räumliche Gebiet des beabsichtigten
Geschäftsbetriebs sowie namentlich auch diejenigen Verhältnisse klarzulegen hat, aus denen
sich die dauernde Erfüllbarkeit der künftigen Verpflichtungen des Unternehmens ergeben soll.
Als Bestandtheile des Geschäftsplans sind insbesondere einzureichen:

1. der Gesellschaftsvertrag oder die Satzung, sofern die Unternehmung auf solchen beruht,
2. die allgemeinen Versicherungsbedingungen und die technischen Geschäftsunterlagen,
soweit solche nach der Art der zu betreibenden Versicherungen erforderlich sind.

§. 5.

Die Ertheilung der Erlaubniß erfolgt unabhängig von dem Nachweis eines Bedürfnisses und,
sofern nicht der Wirkungskreis des Unternehmens nach dem Geschäftsplan auf eine
bestimmte Zeit oder auf ein kleineres Gebiet beschränkt ist, ohne Zeitbeschränkung
beziehungsweise für den Umfang des Reichs.

§. 6.

Die Erlaubniß darf Personenvereinigungen, welche die Versicherung ihrer Mitglieder nach
dem Grundsatze der Gegenseitigkeit betreiben wollen, nur ertheilt werden, wenn diese
Vereinigungen in der Form von Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit (§§. 15 bis 53)
errichtet werden.
Zum Betriebe der verschiedenen Arten der Lebensversicherung sowie zum Betriebe der
Unfall-, Haftpflicht-, Feuer- oder Hagelversicherung darf die Erlaubniß außer
Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit nur an Aktiengesellschaften ertheilt werden.
Als Lebensversicherung im Sinne dieses Gesetzes gilt auch die Invaliditäts-, Alters-, Wittwen-,
Waisen-, Aussteuer- und Militärdienstversicherung, gleichviel ob auf Kapital oder Renten.

§. 7.

Die Erlaubniß zum Geschäftsbetriebe darf nur versagt werden, wenn

1. der Geschäftsplan gesetzlichen Vorschriften zuwiderläuft;
2. nach dem Geschäftsplane die Interessen der Versicherten nicht hinreichend gewahrt sind
oder die dauernde Erfüllbarkeit der aus den Versicherungen sich ergebenden Verpflichtungen
nicht genügend dargethan ist;
3. Thatsachen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß ein den Gesetzen oder den
guten Sitten entsprechender Geschäftsbetrieb nicht stattfinden wird.
Die Erlaubniß kann von der Stellung einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht



werden, wobei deren Zweck und die Bedingungen für die Rückgabe festzustellen sind.

§. 8.

Der Gesellschaftsvertrag einer Aktiengesellschaft soll die einzelnen Versicherungszweige, auf
welche sich der Geschäftsbetrieb erstreckt, sowie die Grundsätze für die Anlegung des
Vermögens festsetzen und ersichtlich machen, ob das Versicherungsgeschäft lediglich
unmittelbar oder zugleich auch mittelbar (durch Rückversicherung) betrieben werden soll.
Bei Unternehmungen, die durch eine Satzung geregelt sind, sollen die im Abs. 1 bezeichneten
Angaben in der Satzung enthalten sein.

§. 9.

In den allgemeinen Versicherungsbedingungen sollen diejenigen Bestimmungen enthalten
sein, welche getroffen werden:

1. über die Ereignisse, bei deren Eintritte der Versicherer zu einer Leistung verpflichtet ist,
und über die Fälle, in denen aus besonderen Gründen diese Verpflichtung ausgeschlossen
oder aufgehoben sein soll (wegen unrichtiger Angaben im Antrage, wegen Aenderungen
während der Vertragsdauer u. s. w.);
2. über die Art, den Umfang und die Fälligkeit der dem Versicherer obliegenden Leistungen;
3. über die Feststellung und Leistung des vom Versicherten an den Versicherer zu
entrichtenden Entgelts und über die Rechtsfolgen eines Verzugs in der Entrichtung des
Entgelts;
4. über die Dauer, insbesondere eine stillschweigende Verlängerung, über die Kündigung
sowie über die sonstige gänzliche oder theilweise Aufhebung des Versicherungsvertrags und
die Verpflichtungen des Versicherers in den Fällen der letzteren Art (Storni, Rückkauf,
Umwandlung der Versicherung, Reduktion und dergleichen);
5. über den Verlust des Anspruchs aus dem Versicherungsvertrag in Folge der Versäumung
von Fristen;
6. über das Verfahren im Falle von Streitigkeiten aus dem Versicherungsvertrag, über das
zuständige Gericht und die Bestellung eines Schiedsgerichts;
7. über die Grundsätze und Maßstäbe, nach denen die Versicherten an den Ueberschüssen
Theil nehmen;
8. bei Lebensversicherungen über die Voraussetzungen und den Umfang von Vorauszahlungen
oder Darlehen auf Versicherungsscheine (Policen).

Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit können die im Abs. 1 bezeichneten
Gegenstände statt in den allgemeinen Versicherungsbedingungen in der Satzung geregelt
werden.
Abweichungen von den allgemeinen Versicherungsbedingungen zu Ungunsten des
Versicherten sind nur aus besonderen Gründen sowie unter der Bedingung statthaft, daß der
Versicherungsnehmer vor dem Abschlusse des Vertrags auf diese Abweichungen ausdrücklich
hingewiesen worden ist und sich hiernach schriftlich damit einverstanden erklärt hat.

§. 10.

Vor dem Abschlusse des Versicherungsvertrags ist dem Versicherungsnehmer ein Exemplar



der maßgebenden allgemeinen Versicherungsbedingungen gegen eine besonders
auszufertigende Empfangsbescheinigung auszuhändigen. Das Gleiche gilt, soweit es sich um
Versicherung auf Gegenseitigkeit handelt, auch von der Satzung des Vereins.
Auf solche Feuerversicherungen, deren Abschluß im Börsenverkehr oder nach Börsenusance
erfolgt, findet die Vorschrift des Abs. 1 keine Anwendung.
Die Aufsichtsbehörde kann weitere Ausnahmen von den Vorschriften des Abs. 1 zulassen.

§. 11.

Der Geschäftsplan einer Lebensversicherungsunternehmung hat die von ihr angenommenen
Tarife sowie die Grundsätze für die Berechnung der Prämien und Prämienreserven vollständig
darzustellen, namentlich auch den anzuwendenden Zinsfuß und die Höhe des Zuschlags zur
Nettoprämie anzugeben. Auch ist anzugeben, ob und in welchem Maße bei der Berechnung
der Prämienreserve eine Methode angewandt werden soll, nach welcher anfänglich nicht die
volle Prämienreserve zurückgestellt wird, wobei jedoch der Satz von zwölfeinhalb per Mille
der Versicherungssumme nicht überschritten werden darf. Die als Grundlage der
Berechnungen dienenden Wahrscheinlichkeitstafeln, insbesondere über die Sterblichkeit und
die Invaliditäts- und Krankheitsgefahr, sind beizufügen.
Für jede Versicherungsart (Versicherung auf den Lebensfall – auf den Todesfall,
Kapitalversicherung – Rentenversicherung u. s. w.) sind die zur Berechnung der Prämien und
der Prämienreserven dienenden Formeln vorzulegen und durch ein Zahlenbeispiel zu
erläutern.
Sollen auch Versicherungen mit erhöhter Prämie übernommen werden, so ist in dem
Geschäftsplane ferner anzugeben, ob und nach welchen Grundsätzen hierfür eine besondere
Prämienreserve gebildet werden soll.

§. 12.

Soweit Kranken- oder Unfallversicherungsunternehmungen Versicherungen nach Art der
Lebensversicherung unter Zugrundelegung bestimmter Wahrscheinlichkeitstafeln betreiben,
insbesondere die Versicherung von Renten, Versicherungen mit Prämienrückgewähr oder
sonstige die Ansammlung von Prämienreserven erfordernde Versicherungen übernehmen,
finden die Vorschriften des §. 11 entsprechende Anwendung.

§. 13.

Jede Aenderung des Geschäftsplans ist der Aufsichtsbehörde anzuzeigen und bedarf, bevor sie
in Kraft gesetzt wird, ihrer Genehmigung. Die Genehmigung darf nur aus den Gründen des §. 7
versagt werden.

§. 14.

Jedes Uebereinkommen, wodurch der Versicherungsbestand eines Unternehmens in seiner
Gesammtheit oder in einzelnen Zweigen mit den darauf bezüglichen Reserven und
Prämienüberträgen auf ein anderes Unternehmen übertragen werden soll, bedarf der
Genehmigung der für die betheiligten Unternehmungen zuständigen Aufsichtsbehörden. Die
Genehmigung darf nur aus den Gründen des §. 7 versagt werden.



III. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit.
§. 15.

Ein Verein, welcher die Versicherung seiner Mitglieder nach dem Grundsatze der
Gegenseitigkeit betreiben will, erlangt durch die von der Aufsichtsbehörde ertheilte Erlaubniß
zum Geschäftsbetrieb als „Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit“ die Rechtsfähigkeit.

§. 16.

Die in Betreff der Kaufleute im ersten und dritten Buche des Handelsgesetzbuchs gegebenen
Vorschriften, mit Ausnahme der §§. 1 bis 7, finden auf die Versicherungsvereine auf
Gegenseitigkeit entsprechende Anwendung, soweit dieses Gesetz nicht ein Anderes bestimmt.

§. 17.

Die Verfassung eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit wird durch die Satzung
bestimmt, soweit sie nicht auf den nachfolgenden Vorschriften beruht. Die Satzung bedarf der
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung.

§. 18.

Die Satzung hat den Namen (die Firma) und den Sitz des Vereins zu bestimmen.
Die Firma soll den Sitz des Vereins erkennen lassen. Auch ist in der Firma oder in einem
Zusatz auszudrücken, daß Versicherung auf Gegenseitigkeit betrieben wird.

§. 19.

Für alle Verbindlichkeiten des Vereins haftet den Vereinsgläubigern nur das Vereinsvermögen.
Eine Haftung der Mitglieder gegenüber den Gläubigern des Vereins findet nicht statt.

§. 20.

Die Satzung soll Bestimmungen über den Beginn der Mitgliedschaft enthalten. Der Erwerb der
Mitgliedschaft setzt die Begründung eines Versicherungsverhältnisses mit dem Vereine
voraus. Die Mitgliedschaft endigt, soweit nicht die Satzung ein Anderes bestimmt, mit
Beendigung des Versicherungsverhältnisses.

§. 21.

Die Beiträge der Mitglieder und die Leistungen des Vereins an die Mitglieder dürfen bei
gleichen Voraussetzungen nur nach gleichen Grundsätzen bemessen sein.
Der Verein darf Versicherungsgeschäfte gegen feste Prämien in der Art, daß die
Versicherungsnehmer nicht Mitglieder des Vereins werden, nur betreiben, soweit die Satzung
dies ausdrücklich gestattet.



§. 22.

In der Satzung ist die Bildung eines Gründungsfonds vorzusehen, der zur Deckung der Kosten
der Errichtung des Vereins sowie als Garantie- und Betriebsfonds zu dienen hat. Die Satzung
soll die Bedingungen, unter denen der Fonds dem Vereine zur Verfügung steht, enthalten und
insbesondere bestimmen, in welcher Weise eine Tilgung des Gründungsfonds erfolgen und ob
und in welchem Umfange den Personen, welche den Gründungsfonds zur Verfügung gestellt
haben, ein Recht zur Theilnahme an der Verwaltung des Vereins eingeräumt sein soll.
Der Gründungsfonds ist baar einzuzahlen, soweit nicht die Satzung an Stelle der Baarzahlung
die Hingabe eigener Wechsel gestattet; als Baarzahlung gilt nur die Zahlung in deutschem
Gelde, in Reichskassenscheinen sowie in gesetzlich zugelassenen Noten deutscher Banken.
Denjenigen, welche den Gründungsfonds zur Verfügung gestellt haben, darf ein
Kündigungsrecht nicht eingeräumt werden. In der Satzung kann ihnen außer einer Verzinsung
aus den Jahreseinnahmen eine Betheiligung an dem aus der Jahresbilanz sich ergebenden
Ueberschusse zugesichert werden; die Verzinsung darf vier, die gesammten Bezüge dürfen
sechs vom Hundert des baar eingezahlten Betrags nicht übersteigen. Der Gründungsfonds
darf in Antheile zerlegt werden, über welche Antheilscheine ausgegeben werden können.
Eine Tilgung des Gründungsfonds darf nur aus den Jahreseinnahmen erfolgen und nur in dem
Maße, als die Bildung des im §. 37 vorgesehenen Reservefonds fortgeschritten ist; sie muß
beginnen, nachdem die Kosten der Errichtung und die im ersten Geschäftsjahr entstandenen
Kosten der Einrichtung getilgt worden sind.

§. 23.

Die Aufsichtsbehörde kann gestatten, von der Bildung eines Gründungsfonds Abstand zu
nehmen, wenn nach der Natur der zu betreibenden Geschäfte oder durch besondere
Einrichtungen eines Unternehmens anderweitige Sicherheit gegeben ist.

§. 24.

Die Satzung hat darüber Bestimmung zu treffen, ob die Deckung der Ausgaben erfolgen soll

1. durch einmalige oder wiederkehrende Beiträge im voraus, und zwar mit Vorbehalt von
Nachschüssen oder unter Ausschluß von Nachschüssen mit oder ohne Vorbehalt der Kürzung
der Versicherungsansprüche,
2. durch Beiträge, die nach Maßgabe des eingetretenen Bedarfs umgelegt werden.

Die Satzung kann einen Höchstbetrag festsetzen, auf welchen die Pflicht zur Zahlung von
Nachschüssen oder Umlagen beschränkt ist. Eine Beschränkung, wonach die Ausschreibung
von Nachschüssen oder Umlagen nur zum Zwecke der Deckung von Versicherungsansprüchen
der Mitglieder stattfinden darf, ist unzulässig.

§. 25.

Zu den Nachschüssen oder Umlagen haben auch die im Laufe des Geschäftsjahrs
ausgeschiedenen Mitglieder beizutragen. Die Beitragspflicht dieser Mitglieder sowie der im
Laufe des Geschäftsjahrs eingetretenen Mitglieder bemißt sich nach dem Verhältnisse der



Zeitdauer der Mitgliedschaft innerhalb des Geschäftsjahrs.
Bemißt sich die Höhe des von dem einzelnen Mitgliede zu leistenden Nachschuß- oder
Umlagebetrags nach der Höhe des im voraus erhobenen Beitrags oder der
Versicherungssumme, so ist bei der Berechnung, wenn im Laufe des Geschäftsjahrs eine
Erhöhung oder Herabsetzung des Beitrags oder der Versicherungssumme eingetreten ist, der
höhere Betrag zu Grunde zu legen.
Die Vorschriften der Abs. 1, 2 finden nur insoweit Anwendung, als nicht die Satzung ein
Anderes bestimmt.

§. 26.

Gegen eine Forderung des Vereins aus der Beitragspflicht kann das Mitglied eine Aufrechnung
nicht geltend machen.

§. 27.

Die Satzung soll über die Voraussetzungen, unter denen die Ausschreibung von Nachschüssen
oder Umlagen zu erfolgen hat, insbesondere darüber Bestimmung treffen, inwieweit zuvor die
sonst vorhandenen Deckungsmittel (Gründungsfonds, Rücklagen) zu verwenden sind.
Die Satzung soll ferner bestimmen, in welcher Weise die Nachschüsse oder Umlagen
ausgeschrieben und eingezogen werden.

§. 28.

Die Satzung hat über die Form Bestimmung zu treffen, in der die Bekanntmachungen des
Vereins zu erfolgen haben,
Bekanntmachungen, die durch öffentliche Blätter erfolgen sollen, sind, wenn der
Geschäftsbetrieb des Vereins sich über das Gebiet eines Bundesstaats hinaus erstreckt, in den
Reichsanzeiger einzurücken. Ist der Geschäftsbetrieb auf das Gebiet eines Bundesstaats
beschränkt, so kann die Landes-Zentralbehörde an Stelle des Reichsanzeigers ein anderes
Blatt bestimmen. Weitere Blätter bestimmt die Satzung.

§. 29.

Die Satzung hat über die Bildung eines Vorstandes, eines Aufsichtsraths und eines obersten
Organs (Versammlung von Mitgliedern oder von Vertretern der Mitglieder) Bestimmung zu
treffen.
Die durch das oberste Organ auszuübenden Obliegenheiten können auf mehrere dem Vorstand
und dem Aufsichtsrath übergeordnete Organe vertheilt sein.

§. 30.

Der Verein ist bei dem Gericht, in dessen Bezirk er seinen Sitz hat, von sämmtlichen
Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsraths zur Eintragung in das Handelsregister
anzumelden.
Von jeder Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetriebe (§. 15) hat die Aufsichtsbehörde
dem Registergerichte Mittheilung zu machen.



§. 31.

Der Anmeldung sind beizufügen:

1. die Urkunde über die Erlaubniß zum Geschäftsbetriebe;
2. die Satzung;
3. die Urkunden über die Bestellung des Vorstandes und des Aufsichtsraths;
4. die Urkunden über die Bestellung des Gründungsfonds nebst einer Erklärung des
Vorstandes und des Aufsichtsraths darüber, inwieweit der Gründungsfonds durch Baarzahlung
gedeckt und in ihrem Besitz ist.

Die Mitglieder des Vorstandes haben ihre Namensunterschrift zur Aufbewahrung bei dem
Gerichte zu zeichnen.
Die der Anmeldung beigefügten Schriftstücke werden bei dem Gericht in Urschrift oder in
beglaubigter Abschrift aufbewahrt.

§. 32.

Bei der Eintragung in das Handelsregister sind die Firma und der Sitz des Vereins, die
Versicherungszweige, auf welche sich der Betrieb erstrecken soll, die Höhe des
Gründungsfonds, der Tag, an dem die Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb ertheilt ist, und die
Mitglieder des Vorstandes anzugeben.
Enthält die Satzung besondere Bestimmungen über die Dauer des Vereins oder über die
Befugniß der Mitglieder des Vorstandes oder der Liquidatoren zur Vertretung des Vereins, so
sind auch diese Bestimmungen einzutragen.

§. 33.

In die Veröffentlichung, durch welche die Eintragung bekannt gemacht wird, sind außer dem
Inhalte der Eintragung aufzunehmen:

1. eine Angabe darüber, ob die Deckung der Ausgaben durch Beiträge im voraus oder im
Umlageverfahren erfolgen soll, und im ersteren Falle, ob mit Ausschluß oder mit Vorbehalt
von Nachschüssen, ob die Beitragspflicht beschränkt ist oder nicht, und ob eine Kürzung der
Versicherungsansprüche vorbehalten ist (§. 24);
2. die im §. 28 bezeichneten Festsetzungen;
3. die Art der Bestellung und Zusammensetzung der Vereinsorgane;
4. Name, Stand und Wohnort der Mitglieder des ersten Aufsichtsraths;
5. die Form, in der die Berufung des obersten Organs erfolgt.

§. 34.

Auf den Vorstand finden die Vorschriften der §§. 231 bis 239, 241, 242 des
Handelsgesetzbuchs mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß das von Beschlüssen
der Generalversammlung Gesagte von den Beschlüssen des obersten Organs gilt und daß an



die Stelle des §. 236 Abs. 1 und des §. 241 Abs. 3 des Handelsgesetzbuchs folgende
Vorschriften treten:

1. die Mitglieder des Vorstandes dürfen, sofern die Satzung nicht ein Anderes bestimmt, ohne
Einwilligung des Aufsichtsraths weder ein Handelsgewerbe betreiben noch dem Vorstand oder
Aufsichtsrath einer gleichartigen Versicherungsunternehmung angehören;
2. die Mitglieder des Vorstandes sind insbesondere zum Schadensersatze verpflichtet, wenn
entgegen den Vorschriften des Gesetzes eine Verzinsung oder Tilgung des Gründungsfonds
oder eine Vertheilung des Vereinsvermögens erfolgt oder wenn Zahlungen geleistet werden,
nach dem die Zahlungsunfähigkeit des Vereins eingetreten ist oder seine Ueberschuldung sich
ergeben hat.

§. 35.

Auf den Aufsichtsrath finden die Vorschriften der §§. 243 bis 249 des Handelsgesetzbuchs mit
der Maßgabe entsprechende Anwendung, daß die der Generalversammlung übertragenen
Aufgaben von dem obersten Organe wahrgenommen werden, und daß an die Stelle des §. 243
Abs. 4 Satz 2, des §. 245 Abs. 1 und des §. 249 Abs. 3 Satz 1 des Handelsgesetzbuchs folgende
Vorschriften treten:

1. die Satzung hat zu bestimmen, ob für einen Beschluß des obersten Organs, durch den die
Bestellung zum Mitgliede des Aufsichtsraths widerrufen wird, eine besondere Mehrheit
erforderlich sein soll;
2. eine nach dem Jahresüberschusse bemessene Vergütung für die Mitglieder des
Aufsichtsraths darf nur von dem Betrage gewährt werden, welcher verbleibt, nachdem
sämmtliche Abschreibungen und Rücklagen bewirkt worden sind und nachdem für diejenigen
Personen, welche gegen Zusicherung einer Betheiligung am Ueberschusse den
Gründungsfonds zur Verfügung gestellt haben, der nach §. 22 Abs. 3 bedungene Antheil am
Ueberschuß in Abzug gebracht worden ist;
3. die Mitglieder des Aufsichtsraths sind insbesondere zum Schadensersatze verpflichtet,
wenn mit ihrem Wissen und ohne ihr Einschreiten die im §. 34 Nr. 2 bezeichneten Handlungen
vorgenommen werden.

§. 36.

Auf das oberste Organ finden die für die Generalversammlung der Aktionäre gegebenen
Vorschriften der §§. 250, 251, des §. 252 Abs. 3, 4, der §§. 253, 256 bis 261, 264, 265, des §.
266 Abs. 1, des §. 267 Abs. 1, 2, der §§. 268 bis 273 des Handelsgesetzbuchs und, wenn als
oberstes Organ die Versammlung der Mitglieder bestellt ist, auch die Vorschriften des §. 252
Abs. 2 und der §§. 254, 255, 263 des Handelsgesetzbuchs mit folgenden Maßgaben
entsprechende Anwendung:

1. soweit nach diesen Vorschriften einer Minderheit von Aktionären, deren Antheile den
zehnten oder den zwanzigsten Theil des Grundkapitals erreichen, gewisse Rechte gewährt



sind, hat die Satzung die erforderliche Minderheit der Mitglieder des obersten Organs zu
bestimmen;
2. die bezeichneten Vorschriften bleiben insoweit außer Anwendung, als sie eine Hinterlegung
von Aktien oder die Angabe des Betrags der vertretenen Aktien vorschreiben;
3. die Aufsichtsbehörde kann bei der Erlaubniß zum Geschäftsbetriebe gestatten, daß die
Kosten der Errichtung und die im ersten Geschäftsjahr entstehenden Kosten der Einrichtung,
soweit sie weder die Hälfte des gesammten Gründungsfonds noch den baar eingezahlten Theil
übersteigen, auf mehrere, höchstens jedoch auf die ersten fünf Geschäftsjahre vertheilt
werden und der jedesmal verbleibende Rest als Aktivum in die Bilanz eingestellt wird.

Die Satzung hat die Form und, soweit nicht nach Abs. 1 die §§. 254, 255 des
Handelsgesetzbuchs zur entsprechenden Anwendung gelangen, auch die Voraussetzungen und
die Frist für die Berufung des obersten Organs zu bestimmen.

§. 37.

Die Satzung hat die Bildung einer Rücklage, die zur Deckung eines aus dem Geschäftsbetriebe
sich ergebenden außergewöhnlichen Verlustes zu dienen hat (Reservefonds), insbesondere die
Beträge zu bestimmen, welche hierzu jährlich zurückzulegen sind, und den Mindestbetrag, bis
zu dessen Erreichung die Zurücklegung zu erfolgen hat.
Aus den Gründen, aus denen von der Bildung eines Gründungsfonds Abstand genommen
werden darf (§. 23), kann die Aufsichtsbehörde auch gestatten, von der Bildung eines
Reservefonds abzusehen.

§. 38.

Ein nach der Bilanz sich ergebender Ueberschuß kommt, soweit er nicht nach der Satzung
dem Reservefonds oder anderen Rücklagen zuzuführen oder zur Vertheilung von Tantiemen zu
verwenden oder auf das nächste Geschäftsjahr zu übertragen ist, zur Vertheilung unter die in
der Satzung bestimmten Mitglieder.
Die Satzung hat über den Maßstab der Vertheilung sowie darüber zu bestimmen, ob die
Vertheilung nur unter die am Schlusse des Geschäftsjahrs vorhandenen oder auch unter
ausgeschiedene Mitglieder erfolgen soll.
Die Vertheilung darf erst erfolgen, nachdem die Kosten der Errichtung und ersten Einrichtung
(§. 36 Abs. 1 Nr. 3) getilgt sind.

§. 39.

Die Satzung kann nur durch Beschluß des obersten Organs geändert werden.
Die Vornahme von Aenderungen, die nur die Fassung betreffen, kann durch Beschluß des
obersten Organs dem Aufsichtsrath übertragen werden.
Der Aufsichtsrath kann durch Beschluß des obersten Organs ermächtigt werden, den
Aenderungsbeschluß für den Fall, daß die Aufsichtsbehörde vor der Genehmigung die
Vornahme von Aenderungen verlangt, diesen Aenderungen zu unterziehen.
Der Beschluß des obersten Organs bedarf, wenn durch ihn ein Versicherungszweig
aufgegeben oder ein neuer eingeführt werden soll, einer Mehrheit von drei Viertheilen der
abgegebenen Stimmen; die Satzung kann noch andere Erfordernisse aufstellen. Zu sonstigen
Beschlüssen der im Abs. 1 bis 3 bezeichneten Art bedarf es einer solchen Mehrheit nur dann,



wenn die Satzung nicht andere Erfordernisse aufstellt.

§. 40.

Die Aenderung der Satzung ist zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Der
Anmeldung ist die Genehmigungsurkunde beizufügen.
Bei der Eintragung genügt, soweit nicht die Aenderung die im §. 32 bezeichneten Angaben
betrifft, die Bezugnahme auf die bei dem Gericht eingereichten Urkunden über die Aenderung.
Die öffentliche Bekanntmachung findet in Betreff aller Bestimmungen statt, auf welche sich
die im §. 33 vorgeschriebenen Veröffentlichungen beziehen.
Die Aenderung hat keine Wirkung, bevor sie bei dem Gericht, in dessen Bezirke der Verein
seinen Sitz hat, in das Handelsregister eingetragen worden ist.

§. 41.

Die Vorschriften des §. 39 Abs. 1 bis 3 finden auf Aenderungen der nach §. 9 festgesetzten
allgemeinen Versicherungsbedingungen entsprechende Anwendung.
Der Aufsichtsrath kann durch die Satzung oder durch Beschluß des obersten Organs
ermächtigt werden, dringliche Aenderungen der allgemeinen Versicherungsbedingungen mit
Genehmigung der Aufsichtsbehörde vorläufig vorzunehmen. Diese Aenderungen sind dem
obersten Organe bei seinem nächsten Zusammentritte vorzulegen. Sie sind außer Kraft zu
setzen, wenn das oberste Organ dies verlangt.
Durch eine Aenderung der Satzung oder der allgemeinen Versicherungsbedingungen wird ein
bestehendes Versicherungsverhältniß nur berührt, wenn der Versicherte der Aenderung
ausdrücklich zustimmt. Dies gilt nicht von der Aenderung solcher Bestimmungen, für welche
die Satzung ausdrücklich vorsieht, daß ihre Aenderung auch mit Wirkung für die bestehenden
Versicherungsverhältnisse geschehen kann.

§. 42.

Durch den Ablauf der in der Satzung bestimmten Zeit wird der Verein aufgelöst.

§. 43.

Die Auflösung des Vereins kann nur durch das oberste Organ beschlossen werden.
Zu dem Beschlusse bedarf es einer Mehrheit von drei Viertheilen der abgegebenen Stimmen,
sofern nicht die Satzung andere Erfordernisse aufstellt. Mitglieder des obersten Organs,
welche gegen die Auflösung gestimmt haben, sind berechtigt, gegen den Auflösungsbeschluß
Widerspruch zum Protokolle zu erklären (§. 74).
Der Beschluß bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Von der Genehmigung hat die
Aufsichtsbehörde dem Registergerichte Mittheilung zu machen.
Die zwischen den Mitgliedern und dem Vereine bestehenden Versicherungsverhältnisse
erlöschen mit dem in dem Beschlusse bestimmten Zeitpunkte, frühestens jedoch mit dem
Ablaufe von vier Wochen, mit der Wirkung, daß die bis zu diesem Zeitpunkt entstandenen
Versicherungsansprüche geltend gemacht, im Uebrigen aber nur die für künftige
Versicherungsperioden vorausbezahlten Beiträge, abzüglich der hierfür aufgewandten Kosten,
zurückgefordert werden können.
Auf die Versicherungsverhältnisse aus der Lebensversicherung finden die Vorschriften des
Abs. 4 keine Anwendung. Diese Versicherungsverhältnisse bleiben unberührt, soweit die



Satzung nicht ein Anderes bestimmt.

§. 44.

Die Vorschriften des §. 43 Abs. 1, 2 Satz 1 finden auf Beschlüsse, die ein Uebereinkommen der
im §. 14 bezeichneten Art zum Gegenstande haben, entsprechende Anwendung.

§. 45.

Die Auflösung des Vereins ist außer dem Falle des Konkurses durch den Vorstand zur
Eintragung in das Handelsregister anzumelden.

§. 46.

Nach der Auflösung des Vereins findet die Liquidation statt, sofern nicht über sein Vermögen
der Konkurs eröffnet ist.
Bis zur Beendigung der Liquidation gilt der Verein als fortbestehend, soweit nicht aus den
folgenden Vorschriften oder dem Zwecke der Liquidation ein Anderes sich ergiebt;
insbesondere kann die Ausschreibung und Einziehung von Nachschüssen oder Umlagen (§§. 24
ff.) erfolgen.
Neue Versicherungen dürfen nicht mehr übernommen, die bestehenden nicht erhöht oder
verlängert werden.

§. 47.

Auf die Liquidation finden die Vorschriften des §. 295 Abs. 1, Abs. 3 Satz 2, der §§. 296 bis 299
und des §. 302 des Handelsgesetzbuchs entsprechende Anwendung. Auf Antrag des
Aufsichtsraths oder einer in der Satzung zu bestimmenden Minderheit von Mitgliedern kann
aus wichtigen Gründen die Ernennung von Liquidatoren durch das Gericht erfolgen, in dessen
Bezirke der Verein seinen Sitz hat. Die Abberufung von Liquidatoren kann durch das Gericht
unter denselben Voraussetzungen wie die Bestellung stattfinden. Die Vorschriften der §§. 145,
146 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit finden
entsprechende Anwendung.
Eine Tilgung des Gründungsfonds darf erst erfolgen, nachdem die Ansprüche sämmtlicher
übrigen Gläubiger, insbesondere die Ansprüche der Mitglieder aus dem
Versicherungsverhältnisse, befriedigt oder sichergestellt worden sind. Zum Zwecke der
Tilgung dürfen Nachschüsse oder Umlagen nicht erhoben werden.

§. 48.

Das nach der Berichtigung der Schulden verbleibende Vermögen des Vereins wird, sofern
nicht in der Satzung andere Anfallberechtigte bestimmt sind, an die zur Zeit der Auflösung
vorhanden gewesenen Mitglieder und zwar, sofern die Satzung nicht ein Anderes bestimmt,
nach demselben Maßstabe vertheilt, nach welchem während des Bestehens des Vereins die
Vertheilung des Ueberschusses stattfindet.
Die Satzung kann vorschreiben, daß die Anfallberechtigten durch Beschluß des obersten
Organs bestimmt werden.
Auf die Ausführung der Vertheilung finden die Vorschriften des §. 301 des Handelsgesetzbuchs



entsprechende Anwendung.

§. 49.

Durch die Eröffnung des Konkurses wird der Verein aufgelöst. Die Vorschriften des §. 307 Abs.
2, 3 des Handelsgesetzbuchs finden entsprechende Anwendung.

§. 50.

Soweit den Mitgliedern oder ausgeschiedenen Mitgliedern nach dem Gesetz oder der Satzung
eine Beitragspflicht obliegt (§§. 24 bis 26), haften sie im Falle des Konkurses dem Vereine
gegenüber für dessen Schulden.
Ausgeschiedene Mitglieder gelten, wenn ihr Ausscheiden innerhalb des letzten Jahres vor der
Konkurseröffnung stattgefunden hat, in Ansehung der Haftung für die Schulden des Vereins
noch als dessen Mitglieder.

§. 51.

Die Ansprüche auf Tilgung des Gründungsfonds stehen allen übrigen Konkursforderungen
nach. Unter den letzteren werden die Ansprüche aus dem Versicherungsverhältnisse, soweit
sie den zur Zeit der Konkurseröffnung dem Verein angehörenden oder den innerhalb des
letzten Jahres vor der Konkurseröffnung ausgeschiedenen Mitgliedern zustehen, im Range
nach den Ansprüchen der sonstigen Konkursgläubiger befriedigt.
Zur Tilgung des Gründungsfonds dürfen Nachschüsse oder Umlagen nicht erhoben werden.

§. 52.

Die Feststellung und Ausschreibung der im Falle des Konkurses erforderlichen Nachschüsse
oder Umlagen erfolgt durch den Konkursverwalter. Dieser hat sofort, nachdem die Bilanz auf
der Gerichtsschreiberei niedergelegt worden ist (Konkursordnung §. 124), zu berechnen,
wieviel die Mitglieder zur Deckung des in der Bilanz bezeichneten Fehlbetrags auf Grund ihrer
Beitragspflicht vorschußweise beizutragen haben. Auf diese Vorschußberechnung und die
erforderlich werdenden Zusatzberechnungen finden die Vorschriften des §. 106 Abs. 2, 3 und
der §§. 107 bis 113 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften,
entsprechende Anwendung.
Sobald mit dem Vollzuge der Schlußvertheilung (Konkursordnung §. 161) begonnen ist, hat der
Konkursverwalter in Ergänzung oder Berichtigung der Vorschußberechnung und der etwa
ergangenen Zusätze die von den Mitgliedern zu leistenden Beiträge zu berechnen. Auf diese
Berechnung und das weitere Verfahren finden die Vorschriften des §. 114 Abs. 2 und der §.
115 bis 118 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und Wirthschaftsgenossenschaften,
entsprechende Anwendung.

§. 53.

Auf Vereine, die bestimmungsgemäß einen sachlich, örtlich oder hinsichtlich des
Personenkreises engbegrenzten Wirkungskreis haben, finden von den im Abschnitte III
gegebenen Vorschriften nur der §. 15, der §. 17 Abs. 1, der §. 18 Abs. 1, die §§. 19, 20, der §. 21
Abs. 1, die §§. 22 bis 27, der §. 28 Abs. 1, der §. 37, der §. 38 Abs. 1, 2, der §. 39 Abs. 1 bis 3,



die §§. 41 bis 44, der §. 47 Abs. 2 und die §§. 50 bis 52 Anwendung. Die Uebernahme von
Versicherungen gegen feste Prämie ohne Erwerb der Mitgliedschaft durch den
Versicherungsnehmer ist ausgeschlossen.
Soweit sich nach Abs. 1 nicht ein Anderes ergiebt, hat es für die daselbst bezeichneten Vereine
bei den für Vereine gegebenen allgemeinen Vorschriften der §§. 24 bis 53 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs mit den Maßgaben sein Bewenden, daß

1. in den Fällen des §. 29 und des §. 37 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs an die Stelle des
Amtsgerichts die Aufsichtsbehörde tritt,
2. im Falle des §. 45 Abs. 3 des Bürgerlichen Gesetzbuchs das Vermögen an die Mitglieder
nach dem im §. 48 Abs. 1 dieses Gesetzes bestimmten Maßstabe zu vertheilen ist.

Soll nach der Satzung ein Aufsichtsrath bestellt werden, so finden die Vorschriften des §. 36
Abs. 2, 3, der §. 37 bis 40 und des §. 41 Abs. 1, 2, 4 des Gesetzes, betreffend die Erwerbs- und
Wirthschaftsgenossenschaften, entsprechende Anwendung.
Darüber, ob ein Verein im Sinne des Abs. 1 als kleinerer Verein anzusehen ist, entscheidet die
Aufsichtsbehörde.

IV. Geschäftsführung der Versicherungsunternehmungen.

1. Allgemeine Vorschriften.       Rechnungslegung.

§. 54.

Zum Erwerbe von Grundstücken bedürfen Versicherungsaktiengesellschaften und
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit der Genehmigung der Aufsichtsbehörde, soweit es
sich nicht um den Erwerb von ihnen beliehener Grundstücke im
Zwangsversteigerungsverfahren handelt. Die Genehmigung ist zu ertheilen, wenn es sich
außerhalb des Zwangsversteigerungsverfahrens um die Sicherung eingetragener
Forderungen, oder wenn es sich um den Erwerb von Grundstücken handelt, die für die Zwecke
des Geschäftsbetriebs bestimmt sind.
In den Fällen des Abs. 1, auch soweit die Genehmigung der Aufsichtsbehörde nicht
erforderlich ist, bedarf es der landesgesetzlich vorgeschriebenen staatlichen Genehmigung
(Artikel 86 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche) nicht.

§. 55.

Die Bücher einer Versicherungsunternehmung sind jährlich abzuschließen; auf Grund der
Bücher ist für das verflossene Geschäftsjahr ein Rechnungsabschluß und ein die Verhältnisse
sowie die Entwickelung des Unternehmens darstellender Jahresbericht anzufertigen und der
Aufsichtsbehörde einzureichen.
Soweit nicht in diesem Gesetz oder in sonstigen Reichsgesetzen oder durch den Bundesrath
Vorschriften über die Buchführung und Rechnungslegung der Versicherungsunternehmungen
getroffen sind, können nähere Vorschriften über die Fristen sowie die Art und Form des
Rechnungsabschlusses und des Jahresberichts von der Aufsichtsbehörde erlassen werden.
Versicherungsaktiengesellschaften und Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit sind
verpflichtet, innerhalb des auf das Berichtsjahr folgenden Geschäftsjahrs jedem Versicherten
auf Verlangen ein Exemplar des Rechnungsabschlusses und des Jahresberichts mitzutheilen.



Im Uebrigen kann die Aufsichtsbehörde darüber Bestimmung treffen, inwieweit und auf
welche Weise alljährlich der Rechnungsabschluß und der Jahresbericht den Versicherten
zugänglich zu machen oder zu veröffentlichen sind.
Vor Erlassung von Vorschriften der in den Abs. 2, 3 bezeichneten Art hat die aufsichtführende
Reichsbehörde den Versicherungsbeirath zu hören.

2. Besondere Vorschriften über die Prämienreserve bei der
Lebensversicherung.

§. 56.

Die Prämienreserve für Lebensversicherungen ist hinsichtlich der in Kraft stehenden
Versicherungsverträge für den Schluß eines jeden Geschäftsjahrs, unter Anwendung der nach
§. 11 angenommenen Rechnungsgrundlagen, getrennt nach den einzelnen Versicherungsarten
zu berechnen und zu buchen.
Durch mindestens einen mit der Berechnung der Prämienreserve bei Lebens-, Kranken- oder
Unfallversicherungsunternehmungen (§. 12) beauftragten Sachverständigen ist, unbeschadet
der eigenen Verantwortlichkeit der Vertreter des Unternehmens, unter der Bilanz zu
bestätigen, daß die eingestellte Prämienreserve gemäß Abs. 1 berechnet ist. Aus kleinere
Vereine im Sinne des §. 53 findet diese Vorschrift keine Anwendung.

§. 57.

Der Vorstand des Unternehmens hat dafür Sorge zu tragen, daß unverzüglich die der
Berechnung gemäß §. 56 entsprechenden Beträge dem Prämienreservefonds zugeführt und
vorschriftsmäßig angelegt werden. Diese Zuführung darf nur insoweit unterbleiben, als im
Auslande zu Gunsten bestimmter Versicherungen besondere Sicherheit aus der
Prämieneinnahme gestellt werden muß.
Der Prämienreservefonds (Gelder, Werthpapiere, Urkunden u. s. w.) ist gesondert von jedem
anderen Vermögen zu verwalten und am Sitze des Unternehmens in einer der
Aufsichtsbehörde bekannt zu gebenden Weise aufzubewahren; die Aufsichtsbehörde kann
auch die Genehmigung zur Aufbewahrung an einem anderen Orte des Inlandes ertheilen.
Die den Prämienreservefonds bildenden Bestände sind einzeln in ein Register einzutragen.
Jedoch brauchen darin die Forderungen aus Vorauszahlungen oder Darlehen auf die eigenen
Versicherungsscheine des Unternehmens (Policenbeleihungen), soweit sie zu den Beständen
des Prämienreservefonds gehören, nur in einer Gesammtsumme nachgewiesen zu werden. Am
Schlusse eines jeden Geschäftsjahrs ist der Aufsichtsbehörde eine bezüglich ihrer
Uebereinstimmung mit dem Originale gerichtlich oder notariell beglaubigte Abschrift der im
Laufe des Geschäftsjahrs bewirkten Eintragungen vorzulegen. Die Abschrift ist von der
Aufsichtsbehörde aufzubewahren.

§. 58.

Bei Rückversicherungen hat das rückversicherte Unternehmen die Prämienreserve auch für
die in Rückversicherung gegebenen Summen nach den Vorschriften der §§. 56, 57 zu
berechnen sowie selbst aufzubewahren und zu verwalten.



§. 59.

Die Anlegung der den Prämienreservefonds bildenden Bestände (§. 57) kann erfolgen:

1. in der im §. 1807 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs für die Anlegung von
Mündelgeld vorgeschriebenen Weise. Außerdem dürfen die Bestände bis höchstens zum
zehnten Theile des Prämienreservefonds in Werthpapieren, welche nach landesgesetzlichen
Vorschriften zur Anlegung von Mündelgeld zugelassen sind, sowie in solchen auf den Inhaber
lautenden Pfandbriefen deutscher Hypotheken-Aktien-Banken angelegt werden, welche die
Reichsbank in Klasse I beleiht;
2. gegen Verpfändung solcher Hypotheken oder Werthpapiere, in denen eine Anlegung nach
Nr. 1 gestattet ist, bis zu fünfundsiebzig vom Hundert ihres Nennwerths, sofern aber der
Kurswerth niedriger ist, bis zu fünfundsiebzig vom Hundert des Kurswerths;
3. in der Weise, daß Vorauszahlungen oder Darlehen auf die eigenen Versicherungsscheine
des Unternehmens (Policenbeleihung) nach Maßgabe der allgemeinen
Versicherungsbedingungen (§. 9 Nr. 8) gewährt werden;
4. mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde in Schuldverschreibungen inländischer kommunaler
Körperschaften, Schulgemeinden und Kirchengemeinden, wofern diese
Schuldverschreibungen entweder von Seiten des Gläubigers kündbar sind oder einer
regelmäßigen Tilgung unterliegen.

Kann die Anlegung den Umständen nach nicht in einer dem Abs. 1 entsprechenden Weise
erfolgen, so ist eine vorübergehende Anlegung bei der Reichsbank, bei einer Staatsbank oder
bei einer durch die Aufsichtsbehörde dazu für geeignet erklärten anderen inländischen Bank
oder öffentlichen Sparkasse gestattet.

§. 60.

Bei der Anlegung der Bestände des Prämienreservefonds nach der Vorschrift des §. 59 Abs. 1
Nr. 1 darf die Sicherheit einer Hypothek, einer Grundschuld oder einer Rentenschuld
angenommen werden, wenn die Beleihung die ersten drei Fünftheile des Werthes des
Grundstücks nicht übersteigt. Soweit jedoch die Zentralbehörde eines Bundesstaats gemäß §.
11 Abs. 2 des Hypothekenbankgesetzes die Beleihung landwirthschaftlicher Grundstücke bis
zu zwei Drittheilen des Werthes gestattet hat, darf die Sicherheit auch bei einer solchen
Beleihung angenommen werden.
Die Beleihungen dürfen der Regel nach nur zur ersten Stelle erfolgen.
Beleihungen von Bauplätzen und solchen Neubauten, welche noch nicht fertiggestellt und
ertragsfähig sind, sowie von Grundstücken, die einen dauernden Ertrag nicht gewähren,
insbesondere von Gruben, Brüchen und Bergwerken, sind ausgeschlossen.
Der bei der Beleihung angenommene Werth des Grundstücks darf den durch sorgfältige
Ermittelung festgestellten Verkaufswerth nicht übersteigen. Bei der Feststellung dieses
Werthes sind nur die dauernden Eigenschaften des Grundstücks und der Ertrag zu
berücksichtigen, welchen das Grundstück bei ordnungsmäßiger Wirthschaft jedem Besitzer
nachhaltig gewähren kann.
Auf Verlangen der Aufsichtsbehörde haben die Unternehmungen über die Werthsermittelung
eine Anweisung zu erlassen, welche der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedarf.



§. 61.

Dem Prämienreservefonds dürfen, abgesehen von den zur Vornahme und Aenderung der
Kapitalanlagen erforderlichen Mitteln, nur diejenigen Beträge entnommen werden, welche
durch Eintritt des Versicherungsfalls, durch Rückkauf oder andere Fälle der Beendigung von
Versicherungsverhältnissen frei werden.
Durch die Eröffnung des Konkurses erlöschen die Lebensversicherungsverhältnisse; die
Versicherten können, unbeschadet ihrer weitergehenden Ansprüche aus dem
Versicherungsverhältnisse, denjenigen Betrag fordern, der als rechnungsmäßige
Prämienreserve zur Zeit der Konkurseröffnung auf sie entfällt.
In Ansehung der Befriedigung aus den in das Register der Bestände des Prämienreservefonds
(§. 57 Abs. 3) eingetragenen Gegenständen gehen die Forderungen auf die rechnungsmäßige
Prämienreserve insoweit, als für sie die Zuführung zu diesem Fonds vorgeschrieben ist (§. 57
Abs. 1), den Forderungen aller übrigen Konkursgläubiger vor. Unter einander haben sie
gleichen Rang. In Betreff des Anspruchs der Versicherten auf Befriedigung aus dem sonstigen
Vermögen der Unternehmung finden die für die Absonderungsberechtigten geltenden
Vorschriften der §§. 64, 153, 155, 156 und des §. 168 Nr. 3 der Konkursordnung
entsprechende Anwendung.

§. 62.

Das Konkursgericht hat den Versicherten zur Wahrung der ihnen nach §. 61 zustehenden
Rechte einen Pfleger zu bestellen. Für die Pflegschaft tritt an die Stelle des
Vormundschaftsgerichts das Konkursgericht.
Dem Pfleger liegt ob, den Umfang des vorhandenen Prämienreservefonds festzustellen sowie
die den Versicherten zustehenden Ansprüche zu ermitteln und anzumelden.
Der Pfleger hat die Versicherten soweit thunlich vor der Anmeldung zu hören und von der
erfolgten Anmeldung zu benachrichtigen, ihnen auf Verlangen auch sonst über die für ihre
Ansprüche erheblichen Thatsachen Auskunft zu ertheilen. Das Recht des einzelnen
Versicherten zur Anmeldung bleibt unberührt. Soweit mit der Anmeldung des Versicherten
eine Anmeldung des Pflegers in Widerspruch steht, gilt bis zur Beseitigung des Widerspruchs
die dem Versicherten günstigere Anmeldung.
Der Konkursverwalter hat dem Pfleger die Einsichtnahme aller Bücher und Schriften des
Gemeinschuldners zu gestatten und ihm auf Verlangen den Bestand des Prämienreservefonds
nachzuweisen.
Der Pfleger kann für die Führung seines Amtes eine angemessene Vergütung verlangen. Die
ihm zu erstattenden Auslagen und die Vergütung fallen dem Prämienreservefonds zur Last.
Vor der Bestellung des Pflegers und vor der Festsetzung der Vergütung ist die
Aufsichtsbehörde zu hören.

§. 63.

Auf Kranken- oder Unfallversicherungen der im §. 12 bezeichneten Art finden die Vorschriften
der §§. 56 bis 62 entsprechende Anwendung.

V. Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmungen.



1. Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbehörden.

§. 64.

Der Aufsichtsbehörde liegt es ob, den ganzen Geschäftsbetrieb der
Versicherungsunternehmungen, insbesondere die Befolgung der gesetzlichen Vorschriften und
die Einhaltung des Geschäftsplans, zu überwachen.
Sie ist befugt, diejenigen Anordnungen zu treffen, welche geeignet sind, den Geschäftsbetrieb
mit den gesetzlichen Vorschriften und dem Geschäftsplan im Einklange zu erhalten oder
Mißstände zu beseitigen, durch welche die Interessen der Versicherten gefährdet werden oder
der Geschäftsbetrieb mit den guten Sitten in Widerspruch geräth.
Zur Befolgung ihrer nach Abs. 2 erlassenen Anordnungen kann die Aufsichtsbehörde die
Inhaber und Geschäftsleiter der Unternehmungen durch Geldstrafen bis zu eintausend Mark
anhalten. Solche Geldstrafen werden in derselben Weise beigetrieben wie Gemeindeabgaben.

§. 65.

Die Aufsichtsbehörde ist befugt, jederzeit die Geschäftsführung und Vermögenslage eines
Unternehmens auch nach der Richtung zu prüfen, ob die veröffentlichten
Rechnungsabschlüsse und die Jahresberichte mit den Thatsachen und dem Inhalte der Bücher
übereinstimmen und ob die vorschriftsmäßigen Reserven vorhanden und vorschriftsmäßig
angelegt und verwaltet sind.
Die Inhaber, Geschäftsleiter, Bevollmächtigten und Agenten eines Unternehmens haben
innerhalb ihrer Geschäftsräume der Aufsichtsbehörde auf Erfordern alle Bücher, Belege und
diejenigen Schriften vorzulegen, welche für die Beurtheilung des Geschäftsbetriebs und der
Vermögenslage von Bedeutung sind, sowie jede von ihnen erforderte Auskunft über den
Geschäftsbetrieb und die Vermögenslage zu ertheilen. Die Vorschriften des §. 64 Abs. 3 finden
entsprechende Anwendung.
Bei Versicherungsunternehmungen, die einen Aufsichtsrath, eine Mitgliederversammlung oder
ähnliche Gesellschaftsorgane haben, ist die Aufsichtsbehörde befugt, Vertreter in die
Versammlungen und Sitzungen dieser Organe zu entsenden; die Vertreter sind jederzeit zu
hören. Die Aufsichtsbehörde ist ferner befugt, die Berufung von Versammlungen und
Sitzungen sowie die Ankündigung von Gegenständen zur Berathung und Beschlußfassung zu
verlangen und, wenn dem Verlangen nicht entsprochen wird, die Berufung oder Ankündigung
auf Kosten der Unternehmung selbst vorzunehmen. In den Versammlungen und Sitzungen,
welche von der Aufsichtsbehörde berufen sind, führt ein Vertreter der letzteren den Vorsitz.
Als Vertreter der Aufsichtsbehörde sind Leiter und Beamte von öffentlichen
Versicherungsanstalten ausgeschlossen.

§. 66.

Die Aufsicht hat sich auch auf die Liquidation eines Unternehmens und auf die Abwickelung
der bestehenden Versicherungen im Falle einer Untersagung oder einer freiwilligen
Einstellung des Geschäftsbetriebs sowie im Falle des Widerrufs der Zulassung eines
Unternehmens zu erstrecken.

§. 67.

Handelt eine Unternehmung fortgesetzt den ihr nach Maßgabe der Gesetze oder des



genehmigten Geschäftsplans obliegenden Pflichten zuwider, oder ergeben sich bei Prüfung
ihrer Geschäftsführung oder ihrer Vermögenslage so schwere Mißstände, daß bei Fortsetzung
des Geschäftsbetriebs die Interessen der Versicherten gefährdet sind, oder befindet sich der
Geschäftsbetrieb mit den guten Sitten in Widerspruch, so ist die Aufsichtsbehörde befugt, den
Geschäftsbetrieb mit der Wirkung zu untersagen, daß neue Versicherungen nicht
abgeschlossen, früher abgeschlossene nicht erhöht oder verlängert werden können.
Im Falle der Untersagung des Geschäftsbetriebs ist die Aufsichtsbehörde berechtigt, alle
diejenigen Anordnungen zu treffen, welche zur einstweiligen Sicherstellung des Vermögens
der Unternehmung im Interesse der Versicherten nöthig sind, insbesondere die
Vermögensverwaltung geeigneten Personen zu übertragen. Die Vorschriften des §. 64 Abs. 3
finden entsprechende Anwendung.
Bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit hat die Untersagung des Geschäftsbetriebs die
Wirkung eines Auflösungsbeschlusses. Die Eintragung der Untersagung in das
Handelsregister erfolgt auf Anzeige der Aufsichtsbehörde.

§. 68.

Das Konkursgericht hat, unbeschadet der Vorschrift im §. 107 Abs. 1 der Konkursordnung, auf
Antrag der Aufsichtsbehörde den Konkurs über das Vermögen einer Versicherungsgesellschaft
auf Aktien oder eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit zu eröffnen. Der Antrag auf
Eröffnung des Konkurses kann nur von der Aufsichtsbehörde gestellt werden. Eine Anfechtung
des Eröffnungsbeschlusses findet nicht statt.
Sobald die Zahlungsunfähigkeit eintritt, hat der Vorstand der Aufsichtsbehörde Anzeige zu
machen. Das Gleiche gilt, sobald sich bei der Aufstellung der Jahresbilanz oder einer
Zwischenbilanz Ueberschuldung ergiebt. Diese Anzeigepflicht tritt an die Stelle der dem
Vorstande durch andere gesetzliche Vorschriften auferlegten Pflicht, im Falle der
Zahlungsunfähigkeit oder der Ueberschuldung die Eröffnung des Konkurses zu beantragen.
Gehen bei Versicherungsvereinen auf Gegenseitigkeit mit Nachschuß- oder Umlagenpflicht
ausgeschriebene Nachschüsse oder Umlagen innerhalb fünf Monaten nach der Fälligkeit nicht
ein, so hat der Vorstand zu prüfen, ob sich, wenn die nicht baar eingegangenen Nachschuß-
oder Umlagebeträge außer Berücksichtigung bleiben, Ueberschuldung ergiebt; liegt eine
solche Ueberschuldung vor, so ist innerhalb eines Monats nach dem Ablaufe der bezeichneten
Frist der Aufsichtsbehörde Anzeige zu machen. Die gleichen Pflichten liegen den Liquidatoren
ob.

§. 69.

Ergiebt sich bei der Prüfung der Geschäftsführung und der Vermögenslage eines
Unternehmens, daß dieses zur Erfüllung seiner Verpflichtungen für die Dauer nicht mehr im
Stande ist, die Vermeidung des Konkurses aber im Interesse der Versicherten geboten
erscheint, so kann die Aufsichtsbehörde die zu diesem Zwecke erforderlichen Anordnungen
treffen sowie auch die Vertreter des Unternehmens auffordern, binnen bestimmter Frist eine
Aenderung der Geschäftsgrundlagen oder die sonstige Beseitigung der Mängel
herbeizuführen. Bestimmte Arten von Zahlungen, insbesondere Gewinnvertheilungen, und bei
Lebensversicherungen der Rückkauf oder die Beleihung des Versicherungsscheins sowie
Vorauszahlungen darauf können zeitweilig verboten werden.
Unter der im Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Voraussetzung ist die Aufsichtsbehörde berechtigt,
nöthigenfalls die Verpflichtungen einer Lebensversicherungsunternehmung aus ihren
laufenden Versicherungen, dem Stande ihres Vermögens entsprechend, jedoch um höchstens
dreiunddreißigeindrittel Prozent, zu ermäßigen.



2. Verfassung und Verfahren der Aufsichtsbehörden.

§. 70.

Als aufsichtführende Reichsbehörde wird ein Kaiserliches Aufsichtsamt für Privatversicherung
mit dem Sitze in Berlin errichtet. Es besteht aus einem Vorsitzenden und der erforderlichen
Zahl von ständigen und nichtständigen Mitgliedern.
Der Vorsitzende und die ständigen Mitglieder werden auf Vorschlag des Bundesraths vom
Kaiser ernannt, die nichtständigen Mitglieder vom Bundesrathe gewählt. Die Ernennung der
ständigen Mitglieder erfolgt, soweit nicht einzelne Mitglieder, die im Reichs- oder Staatsdienst
ein anderes Amt bekleiden, für die Dauer dieses Amtes berufen werden, auf Lebenszeit.
Die übrigen Beamten werden vom Reichskanzler ernannt.
Die Mitglieder des Aufsichtsamts dürfen nicht gleichzeitig Leiter oder Beamte von öffentlichen
Versicherungsanstalten sein.

§. 71.

Zur Erleichterung des Geschäftsverkehrs des Aufsichtsamts für Privatversicherung mit den
seiner Aufsicht unterstehenden Unternehmungen können nach Bedarf vom Reichskanzler im
Einvernehmen mit der betheiligten Landesregierung aus der Mitte der Landesbeamten
besondere Kommissare bestellt werden, welche im Auftrag und nach näherer Anordnung des
Amtes bestimmten Unternehmungen gegenüber mit der Ausübung der unmittelbaren Aufsicht
betraut werden.
Die Bestimmung des §. 70 Abs. 4 findet entsprechende Anwendung.

§. 72.

Zur Mitwirkung bei der Aufsicht wird bei dem Amte ein aus Sachverständigen des
Versicherungswesens bestehender Beirath gebildet, dessen Mitglieder auf Vorschlag des
Bundesraths vom Kaiser auf fünf Jahre ernannt werden.
Die Mitglieder des Versicherungsbeiraths sind berufen, das Amt auf Erfordern bei
Vorbereitung wichtigerer Beschlüsse gutachtlich zu berathen und bei den in den §§. 73 bis 76
bezeichneten Entscheidungen mit Stimmrecht mitzuwirken.
Sie verwalten ihr Amt als unentgeltliches Ehrenamt; für ihre Theilnahme an Sitzungen
erhalten sie Tagegelder und Vergütung der Reisekosten nach festen, von dem Reichskanzler
bestimmten Sätzen. Die Vorschriften des §. 16 des Gesetzes, betreffend die Rechtsverhältnisse
der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs-Gesetzbl. S. 61) finden auf sie keine
Anwendung.
Die Bestimmung des §. 70 Abs. 4 findet auch hier entsprechende Anwendung.

§. 73.

Das Aufsichtsamt für Privatversicherung entscheidet auf Grund mündlicher Berathung in der
Besetzung von drei Mitgliedern einschließlich des Vorsitzenden unter Zuziehung von zwei
Mitgliedern des Versicherungsbeiraths

1. über die Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetriebe (§§. 4 bis 7),
2. über die Genehmigung einer Aenderung des Geschäftsplans (§. 13), sofern bei dem
Aufsichtsamte Bedenken bestehen,



3. über die Genehmigung einer Bestandsveränderung (§. 14),
4. über die Genehmigung der Auflösung eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit (§.
43),
5. über die Anerkennung eines Vereins als eines kleineren (§. 53),
6. über den Erlaß einer Anordnung der im §. 64 Abs. 2 bezeichneten Art, sofern damit eine
Strafandrohung nach §. 64 Abs. 3 verbunden werden soll,
7. über die Untersagung des Geschäftsbetriebs (§. 67),
8. über die Stellung des Antrags auf Eröffnung des Konkurses (§. 68),
9. über den Erlaß einer Anordnung der im §. 69 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bezeichneten Art.

Die Zuziehung der Mitglieder des Versicherungsbeiraths erfolgt in der Regel nach einer im
voraus (§. 80) aufgestellten Reihenfolge. Weicht der Vorsitzende des Amtes aus besonderen
Gründen von der Reihenfolge ab, so sind diese aktenkundig zu machen.
Die Bestimmungen der Civilprozeßordnung über Ausschließung und Ablehnung der
Gerichtspersonen finden auf alle zur Mitwirkung bei der Entscheidung berufenen Personen
entsprechende Anwendung.
Vor der Ertheilung einer ablehnenden Entscheidung in den Fällen der Nr. 1 bis 5 und vor der
Ertheilung einer Entscheidung in den Fällen der Nr. 6 bis 9 sind Vertreter der betheiligten
Unternehmungen zu hören und auf ihren Antrag zur mündlichen Verhandlung zu laden.
Die ablehnenden Entscheidungen in den Fällen der Nr. 1 bis 5 und die Entscheidungen in den
Fällen der Nr. 6 bis 9 sind mit Gründen zu versehen.
In den Fällen der Nr. 1 bis 3 kann der Vorsitzende des Amtes einen ablehnenden Vorbescheid
ergehen lassen; gegen diesen ist bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach der Zustellung der
Antrag auf eine gemäß Abs. 1 bis 5 zu ertheilende Entscheidung statthaft.
Sämmtliche Entscheidungen sind den Betheiligten zuzustellen. Die rechtskräftig erfolgte
Ertheilung der Erlaubniß zum Geschäftsbetrieb und die Genehmigung einer
Bestandsveränderung sowie die Untersagung des Geschäftsbetriebs ist vom Aufsichtsamt im
Reichsanzeiger öffentlich bekannt zu machen.

§. 74.

Gegen die gemäß §. 73 Abs. 1 ertheilten Entscheidungen steht den Betheiligten der Rekurs zu.
Als Betheiligte gelten im Falle des §. 73 Abs. 1 Nr. 4, wenn die Genehmigung des
Auflösungsbeschlusses versagt ist, nur der Vereinsvorstand, wenn der Auflösungsbeschluß
genehmigt ist, nur diejenigen Mitglieder des obersten Organs, welche gegen den
Auflösungsbeschluß Widerspruch zum Protokoll erklärt haben. Im Falle des §. 73 Abs. 1 Nr. 5
gilt als Betheiligter nur der Vereinsvorstand, gegen dessen Antrag die Anerkennung des
Vereins als eines kleineren versagt worden ist.
Ueber den Rekurs entscheidet das Aufsichtsamt für Privatversicherung in der Besetzung von
drei Mitgliedern einschließlich des Vorsitzenden unter Zuziehung von zwei Mitgliedern des
Versicherungsbeiraths sowie eines richterlichen Beamten und eines Mitglieds eines höchsten
Verwaltungsgerichtshofs in einem deutschen Bundesstaate.
Die richterlichen Beamten sowie die Mitglieder höchster Verwaltungsgerichtshöfe werden für
die Dauer ihres Hauptamts auf Vorschlag des Bundesraths vom Kaiser ernannt.
Bezüglich der Zuziehung der Mitglieder des Versicherungsbeiraths gilt die Vorschrift des §. 73
Abs. 2, bezüglich der Ausschließung und Ablehnung der zur Mitwirkung bei der Entscheidung
berufenen Personen die Vorschrift des §.73 Abs. 3.



§. 75.

Der Rekurs ist innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Entscheidung bei dem
Aufsichtsamte für Privatversicherung schriftlich einzulegen und zu begründen. Der Rekurs
gegen die nach §. 67 Abs. 2 oder nach §. 69 Abs. 1 Satz 2 von der Aufsichtsbehörde
getroffenen Anordnungen sowie gegen die Entscheidung auf Stellung des Konkursantrags hat
keine aufschiebende Wirkung. Von der Aufhebung der Entscheidung auf Stellung des
Konkursantrags hat das Aufsichtsamt für Privatversicherung dem Konkursgerichte Mittheilung
zu machen. Das Konkursgericht hat das Verfahren einzustellen.
An der Entscheidung über den Rekurs dürfen außer dem Vorsitzenden des Amtes Personen,
die bei der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt haben, nicht Theil nehmen.
Der Vorsitzende des Amtes ernennt einen ersten und einen zweiten Berichterstatter; ein
Berichterstatter muß aus den richterlichen Beamten oder aus den Mitgliedern höchster
Verwaltungsgerichtshöfe ernannt werden.
Die Entscheidung erfolgt nach Ladung der Betheiligten auf Grund mündlicher und öffentlicher
Verhandlung. Die Oeffentlichkeit kann aus den Gründen des §. 173 des
Gerichtsverfassungsgesetzes ausgeschlossen werden.

§. 76.

Gegen eine nach §. 65 Abs. 2, §. 67 Abs. 2 oder §. 98 von dem Aufsichtsamte für
Privatversicherung erlassene Strafandrohung steht den Betheiligten bis zum Ablaufe von zwei
Wochen nach der Zustellung die Beschwerde zu; über die Beschwerde entscheidet das Amt in
der im §. 73 bestimmten Besetzung.

§. 77.

Soweit in diesem Gesetz ein Rechtsmittel nicht ausdrücklich zugelassen ist, steht den
Betheiligten ein solches gegen Verfügungen oder Entscheidungen des Aufsichtsamts für
Privatversicherung nicht zu.

§. 78.

Das Amt kann jeden ihm erforderlich erscheinenden Beweis erheben, insbesondere Zeugen
und Sachverständige, auch eidlich, vernehmen oder vernehmen lassen.

§. 79.

Die Gerichte und sonstigen öffentlichen Behörden sind verpflichtet, den im Vollzuge dieses
Gesetzes an sie ergehenden Ersuchen des Amtes zu entsprechen. Die Ersuchen um eidliche
Vernehmungen sind an die zur eidlichen Abhörung von Zeugen und Sachverständigen
zuständigen Landesbehörden zu richten. Als Kosten der Rechtshülfe sind der ersuchten
Behörde die im §. 79 des Gerichtskostengesetzes bezeichneten baaren Auslagen zu erstatten.

§. 80.

Die Zahl und die Zuziehung der nichtständigen Mitglieder, die Formen des Verfahrens und der
Geschäftsgang des Amtes sowie die Zusammensetzung des Versicherungsbeiraths und die



Zuziehung seiner Mitglieder werden, soweit dieses Gesetz keine Vorschriften darüber enthält,
durch Kaiserliche Verordnung unter Zustimmung des Bundesraths geregelt. Die Verordnung
ist dem Reichstage bei seinem nächsten Zusammentritte zur Kenntnißnahme vorzulegen.

§. 81.

Die Kosten des Aufsichtsamts für Privatversicherung und des Verfahrens vor dem Amte trägt
das Reich.
Als Gebühren für die Aufsichtsthätigkeit des Amtes werden von den seiner Aufsicht
unterstellten Versicherungsunternehmungen Jahresbeträge erhoben, welche nach den einer
jeden Unternehmung im letzten Geschäftsjahr aus den im Inland abgeschlossenen
Versicherungen erwachsenen Bruttoprämien (Beiträgen, Vor- und Nachschüssen, Umlagen),
jedoch abzüglich der zurückgewährten Ueberschüsse oder Gewinnantheile, mit der Maßgabe
bemessen werden, daß Eins vom Tausend nicht überschritten werden darf. Nach Anhörung
des Versicherungsbeiraths ist der Bundesrath befugt, einen anderweiten Vertheilungsmaßstab
zu bestimmen.
Der Gesammtbetrag der Gebühren soll annähernd die Hälfte der im letzten Reichshaushalts-
Etat für das Amt festgesetzten fortdauernden Ausgaben betragen. Die genaue Summe wird
jährlich durch den Bundesrath bestimmt.
Die Vertheilung der Gebühren erfolgt durch das Amt, welches die Unternehmungen unter
Beifügung eines Vertheilungsplans auffordert, die Gebühren an die Reichs-Hauptkasse
innerhalb eines Monats einzuzahlen. Nach dem Ablaufe dieser Frist können die Gebühren
nach den für die Betreibung öffentlicher Abgaben bestehenden Vorschriften eingezogen
werden.

§. 82.

Das Amt kann bei einem Beweisverfahren, das durch unbegründete Anträge oder
Beschwerden veranlaßt worden ist, sowie bei erfolgloser Einlegung eines Rechtsmittels die
dadurch verursachten baaren Auslagen ganz oder theilweise den Antragstellern auferlegen.

§. 83.

Das Amt veröffentlicht jährlich Mittheilungen über den Stand der seiner Aufsicht
unterliegenden Versicherungsunternehmungen sowie über seine Wahrnehmungen auf dem
Gebiete des Versicherungswesens.
Desgleichen veröffentlicht das Amt fortlaufend die Rechts- und Verwaltungsgrundsätze aus
dem Bereiche seiner Thätigkeit.

§. 84.

Entscheidungen der aufsichtführenden Landesbehörden, bei denen es sich um Gegenstände
der im §. 73 Abs. 1 bezeichneten Art handelt, können innerhalb eines Monats nach der
Zustellung im Wege des Verwaltungsstreitverfahrens oder, wo ein solches nicht besteht, im
Wege des Rekurses nach den Vorschriften der §§. 20, 21 der Gewerbeordnung angefochten
werden.
Im Uebrigen ist für das Verfahren der Landesbehörden bei Ausübung der Beaufsichtigung das
Landesrecht maßgebend.



VI. Ausländische Versicherungsunternehmungen.
§. 85.

Ausländische Versicherungsunternehmungen, die im Inlande durch Vertreter,
Bevollmächtigte, Agenten oder sonstige Vermittler das Versicherungsgeschäft betreiben
wollen, bedürfen hierzu der Erlaubniß.
Die Vorschriften dieses Gesetzes finden auf sie, soweit sich nicht aus den §§. 86 bis 91 ein
Anderes ergiebt, entsprechende Anwendung.

§. 86.

Zur Entscheidung über den Antrag auf Ertheilung der Erlaubniß ist ausschließlich der
Reichskanzler zuständig.
Die Erlaubniß darf nur dann ertheilt werden, wenn

1. das Aufsichtsamt für Privatversicherung nach Anhörung des Versicherungsbeiraths sich
gutachtlich dahin äußert, daß keiner der im §. 7 bezeichneten Gründe zur Versagung der
Erlaubniß vorliegt,
2. die Versicherungsunternehmung den Nachweis führt, daß sie am Sitze des Unternehmens
unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht klagen und
verklagt werden kann,
3. die Unternehmung sich verpflichtet, innerhalb des Reichsgebiets eine Niederlassung zu
unterhalten und für das Inland einen Hauptbevollmächtigten zu bestellen, der innerhalb des
Reichsgebiets seinen Wohnsitz hat. Der Hauptbevollmächtigte gilt als ermächtigt, die
Unternehmung zu vertreten, insbesondere die Versicherungsverträge mit
Versicherungsnehmern im Inland und über inländische Grundstücke mit verbindlicher Kraft
abzuschließen, auch alle Ladungen und Verfügungen für die Unternehmung in Empfang zu
nehmen.

Im Uebrigen entscheidet der Reichskanzler nach freiem Ermessen.

§. 87.

Zum Geschäftsbetrieb im Inlande zugelassene ausländische Versicherungsunternehmungen
dürfen die Versicherungsverträge mit Versicherungsnehmern, die im Inland ihren
gewöhnlichen Aufenthalt haben, sowie Versicherungsverträge über inländische Grundstücke
nur durch Bevollmächtigte abschließen, die im Inland ihren Wohnsitz haben.

§. 88.

Die den Inhabern oder Vertretern einer inländischen Unternehmung nach diesem Gesetz
obliegenden Pflichten hat der für das Reichsgebiet bestellte Hauptbevollmächtigte einer
ausländischen Unternehmung zu erfüllen.



§. 89.

Für Klagen, die aus dem inländischen Versicherungsgeschäfte gegen die Unternehmung
erhoben werden, ist das Gericht zuständig, wo die Niederlassung (§. 86 Abs. 2 Nr. 3) sich
befindet. Dieser Gerichtsstand darf nicht vertragsmäßig ausgeschlossen werden.

§. 90.

Die Vorschriften des §. 56, des §. 57 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 3 und der §§. 58 bis 63 finden auf
ausländische Unternehmungen nur hinsichtlich der im Inland abgeschlossenen
Versicherungen Anwendung.
Der Prämienreservefonds für diese Versicherungen ist nach näherer Bestimmung des
Aufsichtsamts für Privatversicherung in der Weise sicherzustellen, daß nur mit Genehmigung
des letzteren darüber verfügt werden kann.

§. 91.

Die Beaufsichtigung der zugelassenen ausländischen Versicherungsunternehmungen nach
Maßgabe dieses Gesetzes wird durch das Aufsichtsamt für Privatversicherung ausgeübt.
Auf Antrag des Reichskanzlers kann auch der Bundesrath gegen zugelassene ausländische
Unternehmungen die Untersagung des Geschäftsbetriebs nach freiem Ermessen beschließen.
Die Ausführung eines solchen Beschlusses liegt dem Aufsichtsamte für Privatversicherung ob.

VII. Uebergangsvorschriften.
§. 92.

Die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes in einem oder in mehreren Bundesstaaten
landesgesetzlich zum Geschäftsbetriebe befugten Versicherungsunternehmungen bedürfen
zur Fortsetzung ihres Geschäftsbetriebs in den von ihnen bisher eingehaltenen oder, sofern
ihre Befugniß zum Geschäftsbetrieb auf besonderer Zulassung beruht, in den bisher durch die
Zulassung gestatteten Grenzen keiner Erlaubniß nach Maßgabe dieses Gesetzes.

§. 93.

Diejenigen beim Inkrafttreten des Gesetzes zum Geschäftsbetriebe befugten deutschen
Unternehmungen, deren Geschäftsbetrieb sich über das Gebiet eines Bundesstaats hinaus
erstreckt oder welchen durch die Zulassung ein solcher Geschäftsbetrieb gestattet ist,
unterstehen der Aufsicht des Aufsichtsamts für Privatversicherung; die Beaufsichtigung der
übrigen deutschen Unternehmungen wird durch Landesbehörden ausgeübt.

§. 94.

Beim Ablauf einer landesgesetzlich auf eine bestimmte Zeit erfolgten Zulassung bedarf es der
Ertheilung einer neuen Erlaubniß durch die Aufsichtsbehörde nach Maßgabe dieses Gesetzes.
Wenn der Zeitraum vom Inkrafttreten dieses Gesetzes bis zum Ablaufe der auf eine bestimmte
Zeit erfolgten Zulassung nicht mehr als sechs Monate beträgt, so gilt die Dauer der Zulassung
als um ein Jahr verlängert.



§. 95.

Beruht die Zulassung einer Unternehmung auf einer widerruflichen Genehmigung, so
unterliegt die Ausübung des Widerrufs solange dem freien Ermessen der Aufsichtsbehörde, als
die Unternehmung nicht die Erlaubniß zum Geschäftsbetriebe nach Maßgabe dieses Gesetzes
erlangt hat.

§. 96.

Versicherungsunternehmungen, die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes in einem oder
in mehreren Bundesstaaten zum Geschäftsbetriebe befugt sind, können jederzeit die
Zulassung nach Maßgabe dieses Gesetzes beantragen. Zur Ausdehnung ihres
Geschäftsbetriebs auf einen anderen Bundesstaat ist die Erlaubniß des Aufsichtsamts für
Privatversicherung erforderlich.

§. 97.

Soweit ein Uebergang der Aufsicht von Landesbehörden auf das Aufsichtsamt für
Privatversicherung stattfindet, gehen auf dieses kraft Gesetzes auch alle Rechte und Pflichten
über, welche durch Kautionsbestellung, Hinterlegung, Eintragung von Schuldverschreibungen
in ein Staatsschuldbuch oder in das Reichsschuldbuch oder durch sonstige
Sicherungsmaßregeln für die Landesbehörden begründet sind.
In den vorstehend bezeichneten Fällen ist auf Ersuchen des Amtes der Gewahrsam und die
Verwaltung der vorhandenen Kautionen durch die Landesbehörden einstweilen, jedoch auf
höchstens fünf Jahre, weiterzuführen.

§. 98.

Die bereits zugelassenen Versicherungsunternehmungen haben der Aufsichtsbehörde auf
Erfordern binnen einer von dieser zu bestimmenden Frist die zur Klarlegung ihres
Geschäftsplans erforderlichen Angaben (§§. 4 bis 12) zu machen. Die Vorschriften des §. 64
Abs. 3 finden entsprechende Anwendung.

§. 99.

Bei bereits zugelassenen Unternehmungen finden die Vorschriften der §§. 56 bis 63 auf die
Prämienreserve derjenigen Lebensversicherungen sowie derjenigen Kranken- oder
Unfallversicherungen der im §. 12 bezeichneten Art Anwendung, welche nach dem
Inkrafttreten dieses Gesetzes abgeschlossen werden.
Die Prämienreserve für die früher abgeschlossenen Versicherungen ist, dem
rechnungsmäßigen Soll entsprechend, binnen drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses
Gesetzes aus dem übrigen Vermögen einer Unternehmung auszusondern, dem nach Abs. 1
gebildeten Prämienreservefonds zuzuführen und gemäß §. 57, §. 61 Abs. 1 aufzubewahren, zu
buchen und zu verwalten. Ausnahmsweise kann für eine bestimmte
Versicherungsunternehmung die bezeichnete Frist durch den Reichskanzler auf Antrag der
Landesregierung desjenigen Bundesstaats, in dessen Gebiete die Unternehmung ihren Sitz
hat, verlängert werden; eine solche Verlängerung der Frist ist durch den Reichskanzler im
Reichsanzeiger bekannt zu machen.
Auf den gesammten Prämienreservefonds (Abs. 1, 2) finden die Vorschriften des §. 61 Abs. 2, 3



und des §. 62 mit dem Ablaufe von drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes oder
mit dem Ablaufe der nach Abs. 2 Satz 2 durch den Reichskanzler verlängerten Frist
Anwendung, sofern sie nicht auf Antrag einer Unternehmung durch die Aufsichtsbehörde
schon zu einem früheren von dieser festzusetzenden und im Reichsanzeiger bekannt zu
machenden Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt werden.
Die Anlegung der Prämienreserve in der durch die §§. 59, 60 vorgeschriebenen Weise ist für
die älteren Versicherungen binnen einer Frist von fünf Jahren zu bewirken. Hinsichtlich
bestimmter Theile der Prämienreserve können Ausnahmen durch die Aufsichtsbehörde
gestattet werden.

§. 100.

Erachtet die Aufsichtsbehörde die Prämienreserve zur Sicherstellung einer dauernden
Erfüllung der aus den Versicherungsverträgen sich ergebenden Verpflichtungen nicht für
ausreichend, so kann sie, vorbehaltlich ihrer Befugniß zum Eingreifen nach den §§. 67 bis 69,
zur Aenderung der Rechnungsgrundlagen oder sonstigen Beseitigung der Mängel eine
angemessene Frist gewähren.

§. 101.

Vereine, die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes die Versicherung ihrer Mitglieder nach
dem Grundsatze der Gegenseitigkeit betreiben und die Rechtsfähigkeit besitzen, unterliegen
auch den Vorschriften dieses Gesetzes über die Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit
(Abschnitt III) mit Ausnahme der Vorschriften über die Bildung eines Gründungs- und eines
Reservefonds.
Auf die Anmeldung und Eintragung dieser Vereine finden die §§. 30 bis 33 entsprechende
Anwendung.
Die Aufsichtsbehörde hat nach dem Ablaufe der gemäß §. 98 bestimmten Frist diejenigen
Vereine, welche der Eintragungspflicht unterliegen, den für die Führung des Handelsregisters
zuständigen Gerichten mitzutheilen.

§. 102.

Den Vorschriften des Abschnitts III unterliegen nicht solche eingetragene Genossenschaften
und solche nach dem sächsischen Gesetze vom 15. Juni 1868, betreffend die juristischen
Personen, bestehende eingetragene Vereine, welche die Versicherung ihrer Mitglieder nach
dem Grundsatze der Gegenseitigkeit betreiben.
Auf die im Abs. 1 bezeichneten Genossenschaften und Vereine finden die Vorschriften des §.
68 Abs. 1, 2 Satz 1 bis 3, 5, auf die bezeichneten Vereine auch die Vorschriften des §. 16 und
des §. 68 Abs. 2 Satz 4 entsprechende Anwendung.

§. 103.

Auf Vereine, die, ohne die Rechtsfähigkeit zu besitzen, zur Zeit des Inkrafttretens dieses
Gesetzes die Versicherung ihrer Mitglieder nach dem Grundsatze der Gegenseitigkeit
betreiben, finden die Vorschriften des Abschnitts III keine Anwendung. Solche Vereine können
von der Aufsichtsbehörde aufgefordert werden, binnen einer bestimmten Frist ihre Zulassung
gemäß den Vorschriften dieses Gesetzes nachzusuchen; die Frist soll wenigstens sechs Monate
betragen. Kommt ein Verein einer solchen Aufforderung nicht nach, so ist die



Aufsichtsbehörde befugt, ihm den weiteren Geschäftsbetrieb zu untersagen; auf die
Untersagung des Geschäftsbetriebs finden die Vorschriften des §. 73 Abs. 1 bis 5, der §§. 74,
75 entsprechende Anwendung.

§. 104.

Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf Versicherungsunternehmungen,
die sich bei seinem Inkrafttreten in Liquidation oder im Konkurse befinden.

VIII. Strafvorschriften.
§. 105.

Wer der Aufsichtsbehörde gegenüber wissentlich falsche Angaben macht, um die Zulassung
einer Versicherungsunternehmung zum Geschäftsbetriebe, die Verlängerung einer Zulassung
oder die Genehmigung zu einer Aenderung der Geschäftsunterlagen oder des
Versicherungsbestandes (§. 14) zu erlangen, wird mit Gefängniß und zugleich mit Geldstrafe
bis zu zwanzigtausend Mark bestraft.
Auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die Geldstrafe erkannt
werden.

§. 106.

Mit Gefängniß bis zu sechs Monaten und zugleich mit Geldstrafe bis zu zweitausend Mark
oder mit einer dieser Strafen werden die Mitglieder des Vorstandes, eines Aufsichtsraths oder
ähnlichen Organs sowie die Liquidatoren einer Versicherungsgesellschaft auf Aktien oder
eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit bestraft, wenn sie wissentlich

1. den Vorschriften des Gesetzes oder der Satzung über die Bildung von Reserven zuwider
eine Gewinnvertheilung vorschlagen oder zulassen;
2. den gesetzlichen Vorschriften über die Berechnung und Buchung, Verwaltung und
Aufbewahrung der Prämienreserve (§§. 56 bis 61, 63, 99) zuwiderhandeln;
3. den satzungsmäßigen Vorschriften über die Anlegung von Geldbeständen zuwiderhandeln.

§. 107.

Sachverständige, welche die Berechnung der Prämienreserve bei Lebens-, Kranken- oder
Unfallversicherungsunternehmungen zu prüfen haben, werden, wenn sie die nach §. 56 Abs. 2
unter der Vermögensübersicht abzugebende Erklärung wissentlich falsch abgeben, mit
Gefängniß und zugleich mit Geldstrafe bis zu zwanzigtausend Mark bestraft.
Auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die Geldstrafe erkannt
werden.



§. 108.

Wer im Inlande das Versicherungsgeschäft ohne die vorgeschriebene Erlaubniß betreibt, wird
mit Geldstrafe bis zu eintausend Mark oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu drei Monaten
bestraft.
Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher im Inlande für eine daselbst zum
Geschäftsbetriebe nicht befugte Unternehmung einen Versicherungsvertrag als Vertreter oder
Bevollmächtigter abschließt oder den Abschluß von Versicherungsverträgen geschäftsmäßig
vermittelt.
Die Vorschrift der Nr. 9 des §. 360 des Strafgesetzbuchs ist, soweit sie sich auf
Versicherungsunternehmungen im Sinne dieses Gesetzes bezieht, aufgehoben.

§. 109.

Mit Gefängniß bis zu drei Monaten und zugleich mit Geldstrafe bis zu fünftausend Mark
werden die Mitglieder des Vorstandes oder die Liquidatoren einer Versicherungsgesellschaft
auf Aktien, eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit, einer eingetragenen
Genossenschaft oder eines Vereins der im §. 102 bezeichneten Art bestraft, wenn entgegen der
Vorschrift des §. 68 Abs. 2 der Aufsichtsbehörde eine der dort vorgeschriebenen Anzeigen
nicht gemacht worden ist.
Sind mildernde Umstände vorhanden, so tritt ausschließlich die Geldstrafe ein.
Straflos bleibt derjenige, bezüglich dessen festgestellt wird, daß die Anzeige ohne sein
Verschulden unterblieben ist.

§. 110.

Die Mitglieder des Vorstandes, eines Aufsichtsraths oder eines ähnlichen Organs sowie die
Liquidatoren eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit werden, wenn sie absichtlich
zum Nachtheile des Vereins handeln, mit Gefängniß und zugleich mit Geldstrafe bis zu
zwanzigtausend Mark bestraft.
Auch kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die Geldstrafe erkannt
werden.

§. 111.

Die Mitglieder des Vorstandes, eines Aufsichtsraths oder eines ähnlichen Organs sowie die
Liquidatoren eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit werden mit Gefängniß bis zu
einem Jahre und zugleich mit Geldstrafe bis zu zwanzigtausend Mark bestraft, wenn sie
wissentlich in ihren Darstellungen, in ihren Uebersichten über den Vermögensstand des
Vereins oder in ihren Vorträgen vor dem obersten Organe den Stand des Vereins unwahr
darstellen oder verschleiern.
Zugleich kann auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden.
Sind mildernde Umstände vorhanden, so kann ausschließlich auf die Geldstrafe erkannt
werden.

§. 112.

Die Vorschriften der §§. 239 bis 241 der Konkursordnung finden gegen die Mitglieder des



Vorstandes und die Liquidatoren eines Versicherungsvereins auf Gegenseitigkeit, welcher
seine Zahlungen eingestellt hat oder über dessen Vermögen das Konkursverfahren eröffnet
worden ist, Anwendung, wenn sie in dieser Eigenschaft die mit Strafe bedrohten Handlungen
begangen haben.

§. 113.

Die Vorschriften der §§. 106, 109 bis 112 finden auch auf die Mitglieder des Vorstandes, eines
Aufsichtsraths oder ähnlichen Organs sowie die Liquidatoren eines solchen Vereins
Anwendung, der nach §. 101 als Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit im Sinne dieses
Gesetzes gilt.

IX. Schußvorschriften.
§. 114.

Zur Ausführung dieses Gesetzes kann der Bundesrath nach Anhörung des
Versicherungsbeiraths Vorschriften erlassen. Er kann insbesondere Art und Form der
Rechnungslegung der Unternehmungen regeln und die näheren Voraussetzungen bestimmen,
unter welchen ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit als kleinerer Verein im Sinne des
§. 53 anzusehen ist.

§. 115.

Der Vorstand einer Versicherungsunternehmung, deren Geschäftsbetrieb sich über das Gebiet
eines Bundesstaats hinaus erstreckt, hat den Landes-Zentralbehörden derjenigen
Bundesstaaten, in deren Gebieten sie Geschäfte betreiben will, bei der Eröffnung des
Geschäftsbetriebs hiervon Anzeige zu erstatten.
Jedes Versicherungsunternehmen hat in demjenigen Bundesstaat, auf dessen Gebiet es seinen
Betrieb erstreckt, ohne daß sein Sitz in diesem Gebiete gelegen ist, auf Verlangen der
Zentralbehörde dieses Staates unter der Voraussetzung einen Hauptbevollmächtigten zu
bestellen, daß der Geschäftsbetrieb in diesem Staate von einem solchen Umfang ist oder nach
dem Geschäftsplane von einem solchen Umfange werden soll, daß darnach die Bestellung
eines Hauptbevollmächtigten sich rechtfertigt. Bestreitet das Unternehmen das
Vorhandensein dieser Voraussetzung, so entscheidet darüber der Bundesrath auf Grund der
ihm vorzulegenden Nachweise. Das Verlangen kann von den Zentralbehörden mehrerer
Bundesstaaten zusammen auf Bestellung eines gemeinschaftlichen Hauptbevollmächtigten
gerichtet werden. Der Hauptbevollmächtigte muß seinen Wohnsitz innerhalb des betreffenden
Bundesstaats beziehungsweise der zusammengehenden Bundesstaaten haben; er gilt als
ermächtigt, die Unternehmung zu vertreten, insbesondere die Versicherungsverträge mit
Versicherungsnehmern des Bundesstaats beziehungsweise der zusammengehenden
Bundesstaaten und über daselbst belegene Grundstücke mit verbindlicher Kraft
abzuschließen, auch alle Ladungen und Verfügungen für die Unternehmung in Empfang zu
nehmen. Zum Abschlusse der Lebensversicherungsverträge ist jedoch die vorausgegangene
Genehmigung der Zentralleitung der Unternehmung erforderlich, die in dem Vertrage zum
Ausdrucke gebracht werden muß.
Für Klagen, die aus dem Versicherungsgeschäft innerhalb des Bundesstaats beziehungsweise
der zusammengehenden Bundesstaaten gegen die Unternehmung erhoben werden, ist das
Gericht zuständig, wo der Hauptbevollmächtigte seinen Wohnsitz hat. Dieser Gerichtsstand



darf nicht vertragsmäßig ausgeschlossen werden.

§. 116.

Auf Grund „RGBl-1709201-Nr26“ als gegenstandslos gestrichen.

§. 117.

Durch Beschluß des Bundesraths kann angeordnet werden:

1. daß die Vorschrift des §. 6 Abs. 2 auch für andere als die dort bezeichneten
Versicherungszweige gilt;
2. daß für Versicherungszweige, für welche die Vorschrift des §. 6 Abs. 2 nicht gilt, die
Vorschriften dieses Gesetzes ganz oder theilweise außer Anwendung bleiben.

§. 118.

Alle der Beaufsichtigung nach Maßgabe dieses Gesetzes unterliegenden Unternehmungen sind
verpflichtet, dem Aufsichtsamte für Privatversicherung die von diesem erforderten
statistischen Nachweise über ihren Geschäftsbetrieb einzureichen. Ueber die hiernach zu
erfordernden statistischen Nachweise ist der Versicherungsbeirath zu hören.

§. 119.

Die auf Grund landesgesetzlicher Vorschriften errichteten öffentlichen Versicherungsanstalten
unterliegen den Vorschriften dieses Gesetzes und sind verpflichtet, nach näherer Anordnung
des Bundesraths bestimmte statistische Nachweise über ihren Geschäftsbetrieb an das
Aufsichtsamt für Privatversicherung einzureichen.

§. 120.

Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, nach denen der Betrieb bestimmter
Versicherungsgeschäfte öffentlichen Anstalten vorbehalten ist.

§. 121.

Unberührt bleiben die landesrechtlichen Vorschriften über die polizeiliche Ueberwachung der
Feuerversicherungsverträge nach ihrem Abschluß und der Auszahlung von
Brandentschädigungen; dagegen werden aufgehoben, die landesrechtlichen Vorschriften,
welche den Abschluß von Feuerversicherungsgeschäften von einer vorgängigen polizeilichen
Genehmigung abhängig machen, sowie die landesrechtlichen Vorschriften, durch welche der
unmittelbare Abschluß von Feuerversicherungsverträgen mit solchen Vertretungen verboten
wird, die sich nicht im Staatsgebiete befinden.
Unberührt bleiben ferner die landesrechtlichen Vorschriften und die mit Landesbehörden
getroffenen Vereinbarungen über die Verpflichtungen der



Feuerversicherungsunternehmungen in Bezug auf die Leistung von Abgaben für
gemeinnützige Zwecke, insbesondere zur Förderung des Feuerlöschwesens oder zur
Unterstützung von Mitgliedern von Feuerwehren und sonstigen bei Hülfeleistung in
Brandfällen verunglückten Personen oder ihrer Hinterbliebenen.
Unberührt bleiben auch Verpflichtungen, welche nach dem Stande vom 1. Januar 1901
Feuerversicherungsunternehmungen in einem Bundesstaate nach Landesrecht oder auf Grund
von Vereinbarungen mit Landesbehörden hinsichtlich der Uebernahme gewisser
Versicherungen obliegen, wenn die Unternehmung ihren Geschäftsbetrieb in dem
Bundesstaate fortsetzt oder die Zulassung nach Maßgabe dieses Gesetzes erlangt. Die
Erfüllung dieser Verpflichtungen wird von der Aufsichtsbehörde nach Maßgabe dieses
Gesetzes überwacht.

§. 122.

Auf Grund „RGBl-1709201-Nr26“ als gegenstandslos gestrichen.

§. 123.

Die Vorschrift des §. 39 Abs. 3 findet auf Versicherungsaktiengesellschaften entsprechende
Anwendung.

§. 124.

Die Aussichtsbehörde kann für Vereine auf Gegenseitigkeit, die der Eintragungspflicht nicht
unterliegen, hinsichtlich der Zulassung, der Geschäftsführung und der Rechnungslegung
Abweichungen von den Vorschriften der §§. 11, 12, 55 bis 57 gestatten.
Soweit die Abweichungen sich auf die Geschäftsführung und die Rechnungslegung beziehen,
können sie insbesondere davon abhängig gemacht werden, daß in mehrjährigen Zeiträumen
auf Kosten des Vereins eine Prüfung des Geschäftsbetriebs und der Vermögenslage durch
einen Sachverständigen vorgenommen und der Prüfungsbericht der Aufsichtsbehörde
eingereicht wird.

§. 125.

Als gegenstandslos gestrichen.

(L. S.)  Wilhelm.
 

  Graf von Bülow.


